VEREINBARUNG
anlässlich besonderer Änderungen von Flächenwidmungsplänen
(§ 36a Abs. 1 Z 4 Oö. ROG 1994 idF LGBl 14/2025)

abgeschlossen zwischen 

1.	der Gemeinde XX, vertreten durch den Bürgermeister YY, … Adresse …, und

2.	dem Grundeigentümer des Grundstücks/der Grundstücke Nr. xx, KG xx, Herrn/Frau/Firma XY, … Adresse …,

über die Tragung der für die in ANLAGE 1 beschriebenen und planlich dargestellte/n Grundfläche/n anfallenden Ausgleichszahlungen, der Kosten für beigezogene Sachverständige sowie für die Ausarbeitung der Pläne.


I. VORHABEN DES GRUNDEIGENTÜMERS

Der Grundeigentümer hat gemäß § 36a Abs. 1 Oö. ROG 1994 eine besondere Änderung des Flächenwidmungsplans zur Erwirkung eines baubehördlichen Konsenses für bestehende Gebäude auf dem Grundstück Nr. xx, KG yy angeregt.


II. RAUMORDNUNGSRECHTLICHE BEURTEILUNG

(1) Für die in ANLAGE 1 genannte/n Grundfläche/n gelten die in ANLAGE 3 dargestellten hoheitlichen Planungsakte der Gemeinde G, nämlich der Flächenwidmungsplan …, kundgemacht am … .

(2) Eine (nachträgliche) baubehördliche Bewilligung für das auf dem Grundstück/den Grundstücken xx bestehende Hauptgebäude (Wohn- oder Betriebsgebäude) gemäß planlicher Darstellung in der Anlage 2 ist durch die geltenden Planungsakte der Gemeinde XX nicht möglich.

(3) Damit eine (nachträgliche) baubehördliche Bewilligung für das auf dem Grundstück/den Grundstücken xx bestehende Hauptgebäude (Wohn- oder Betriebsgebäude) erlassen werden kann, müsste der Gemeinderat der Gemeinde XX die geltenden Planungsakte der Gemeinde XX abändern, wie dies in ANLAGE 4 dargestellt ist. Der Grundeigentümer regt die dahingehende Änderung der geltenden Planungsakte gemäß § 36a Abs. 1 Oö. ROG 1994 an.

(4) Die Änderung der hoheitlichen Planungsakte der Gemeinde XX ist an gesetzliche Voraussetzungen und ein gesetzliches Verfahren gebunden. Der Gemeinderat kann gem. § 36a Abs. 1 Oö. ROG 1994 an Bauland grenzende Grünlandflächen im für einen baubehördlichen Konsens unbedingt erforderlichen Ausmaß als Bauland widmen, wenn
1. Teile der umzuwidmenden Fläche mit einem Wohn- oder Betriebsgebäude als Hauptgebäude bebaut sind, das sich in Teilen auch auf Baulandflächen befindet und für dessen Errichtung ursprünglich – unbeschadet einer allfälligen abweichenden Ausführung – ein baubehördlicher Konsens erteilt wurde oder für dessen ursprünglichen Bestand ein baubehördlicher Konsens vermutet wird,
2. die Widmung der Fläche als Bauland bei Erstellung oder Änderung des Flächenwidmungsplans auch bereits vor Errichtung dieses Bestandsgebäudes im Planungsermessen der Gemeinde gelegen wäre; dies ist insbesondere dann nicht der Fall, wenn sich die Fläche auf Grund der natürlichen Voraussetzungen (wie Grundwasserstand, Hoch- bzw. Hangwassergefahr, Steinschlag, Bodenbeschaffenheit, Rutschungen, Lawinengefahr) für eine Bebauung nicht eignet oder im Widerspruch zu festgelegten Planungen des Bundes oder Landes steht,
3. dies im Interesse der Erhaltung und Schaffung von Wohnraum oder an der Erhaltung geschaffener Betriebe zur Versorgung der Bevölkerung oder vergleichbarer öffentlicher Interessen liegt,
4. die Bauführung im Grünland vor dem 1. Februar 2024 erfolgt ist und
5. die Eigentümerinnen bzw. Eigentümer von gemäß dieser Bestimmung umzuwidmenden Grundstücken vor der Umwidmung einen Vertrag mit der Gemeinde abschließen, mit dem eine Ausgleichszahlung für die Änderung des Flächenwidmungsplans vereinbart wird. Dabei ist eine Geldleistung an die Gemeinde in Höhe von 200 % des ortsüblichen Baulandpreises für die erforderliche Baulandwidmung je Quadratmeter festzulegen. Zur Feststellung des ortsüblichen Baulandpreises ist von der Gemeinde ein beeideter Sachverständiger beizuziehen, wobei die nachweislich entstehenden Kosten sowie die nachweislich entstehenden Kosten der Ausarbeitung der Pläne von der Grundeigentümerin bzw. vom Grundeigentümer zu tragen sind.


(5) Die angeregte Änderung der Planungsakte der Gemeinde XX bedeutet die hoheitsrechtliche Änderung einer Verordnung. Die Entscheidung des Gemeinderats, Verordnung(en) zu ändern, beruht ausschließlich auf dem Gesetz und ist keine Leistung der Gemeinde auf der Grundlage der gegenständlichen zivilrechtlichen Vereinbarung.


III. ÜBERNAHME EINER AUSGLEICHSZAHLUNG, DER KOSTEN FÜR SACHVERSTÄNDIGE UND FÜR DIE AUSARBEITUNG DER PLÄNE DURCH DEN GRUNDEIGENTÜMER

(1) Gemäß § 36a Abs. 1 Z 5 Oö. ROG 1994 ist die in ANLAGE 4 dargestellte Änderung der Planungsakte nur vertretbar, wenn sich der Grundeigentümer dazu verpflichtet, eine Ausgleichszahlung für die Änderung des Flächenwidmungsplans in Form einer Geldleistung an die Gemeinde in Höhe von 200 % des ortsüblichen Baulandpreises für die erforderliche Baulandwidmung je Quadratmeter zu leisten. 
(2) Zur Feststellung des ortsüblichen Baulandpreises ist von der Gemeinde ein beeideter Sachverständiger beizuziehen, wobei die nachweislich entstehenden Kosten sowie die nachweislich entstehenden Kosten der Ausarbeitung der Pläne vom Grundeigentümer zu tragen sind.
(3) Der Grundeigentümer erklärt verbindlich und aus freien Stücken, die in Anlage 5 näher aufgeschlüsselte Ausgleichszahlung nach Pkt. III Abs.1 in der voraussichtlichen Höhe von EUR ….,- 
sowie 
die in Anlage 5 näher aufgeschlüsselten Kosten für den von der Gemeinde beigezogenen beeideten Sachverständigen zur Feststellung des ortsüblichen Baulandpreises nach Pkt. III Abs. 2 in der voraussichtlichen Höhe von EUR ….,- 
sowie
die in Anlage 5 näher dargestellten nachweislich entstehenden Kosten der Ausarbeitung der Pläne nach Pkt. III Abs. 2 in der voraussichtlichen Höhe von EUR ….,- zu übernehmen. 

Er/Sie versichert, diesen Vertrag samt Anlagen (insb. Anlage 5) eingehend überprüft zu haben. Er/Sie nimmt zur Kenntnis, dass die oben angegebenen voraussichtlichen Kosten insbesondere auf Anboten, Schätzungen und Erfahrungswerten beruhen. Er/Sie anerkennt die aufgeschlüsselten Beträge als verbindlich und verzichtet – so weit nicht Sonderbestimmungen des KSchG Anwendung finden – auf jede Anfechtung wegen Irrtums.

IV. PLANUNGSLEISTUNGEN DER GEMEINDE

Die Gemeinde XX organisiert die in ANLAGE 2 dargestellten Planungsmaßnahmen in eigener Verantwortung. Es ist der Gemeinde XX unbenommen, die Planungsmaßnahmen ganz oder teilweise durch dritte Personen aber auf ihre Verantwortung durchführen zu lassen.


V. FÄLLIGKEIT UND BESICHERUNG DER ÜBERNOMMENEN KOSTEN

(1) Die nach Pkt. III. Abs. 3 des gegenständlichen Vertrags vereinbarte Ausgleichszahlung ist mit Inkrafttreten des im Sinne der Anlage 4 geänderten Flächenwidmungsplans fällig. Die nach Pkt. III Abs. 3 des gegenständlichen Vertrags vereinbarten Kosten für den beigezogenen Sachverständigen sowie die Kosten der Ausarbeitung der Pläne sind mit Erbringung der jeweiligen Leistung fällig. 

(2) Die Gemeinde XX wird dem Grundeigentümer die Ausgleichszahlung sowie die übernommenen Beträge für Sachverständige und Planungskosten jeweils schriftlich zur Bezahlung innerhalb von vier Wochen vorschreiben. Sollte der Grundeigentümer eine vorgeschriebene Zahlung nicht rechtzeitig leisten, so wird die Gemeinde von der übergebenen Besicherung Gebrauch machen.

(3) Der Grundeigentümer besichert die in Punkt III. Abs. 4 dieser Vereinbarung vereinbarten Beträge (Ausgleichszahlung, Kosten für Sachverständige und Planungskosten) durch Übergabe einer unbedingten und unbefristeten Bankgarantie oder eines nicht vinkulierten Sparbuchs eines österreichischen Geldinstituts. Die Besicherung umfasst den vollen in Punkt III. Abs. 4 dieser Vereinbarung vereinbarten Gesamtbetrag in der Höhe von EUR …. . Sparbuchzinsen verbleiben dem Grundeigentümer.

(4) Soweit der Grundeigentümer der Gemeinde XX vorgeschriebene Zahlungen geleistet hat, reduziert sich seine/ihre Verpflichtung auf Besicherung entsprechend. Die Gemeinde XX hat der Einschränkung der Bankgarantie oder der Verminderung der Sparbucheinlage zuzustimmen.



VI. ZEITLICHE GELTUNG DER VEREINBARUNG

(1) Der Grundeigentümer ist verpflichtet, die in Punkt V. dieser Vereinbarung genannte Besicherung der Gemeinde XX mit Unterfertigung dieser Vereinbarung zu übergeben. 

(2) Werden die in ANLAGE 4 genannten Planungsakte der Gemeinde XX nicht bis längstens zwölf Monate ab Unterfertigung der Vereinbarung kundgemacht, so kann der Grundeigentümer unter Setzung einer dreimonatigen Nachfrist von dieser Vereinbarung zurücktreten. Erfolgt die Kundmachung auch in dieser Nachfrist nicht, so tritt diese Vereinbarung in allen Punkten außer Kraft. 

(3) Für den Fall, dass diese Vereinbarung gemäß Abs. 2 außer Kraft tritt, steht der Gemeinde XX nur der Anspruch auf die Kosten für beigezogene Sachverständige sowie bis dahin tatsächlich erbrachte Planungsleistungen, nicht aber auf die Ausgleichszahlung zu. Die Gemeinde XX hat die nach Punkt V. dieser Vereinbarung gestellte Besicherung dem Grundeigentümer unverzüglich zurückzustellen. Ansonsten steht keinem Vertragspartner irgendein Anspruch zu.


VII. SONSTIGE BESTIMMUNGEN

(1) Für Streitigkeiten aus dieser Vereinbarung wird das für die Gemeinde XX örtlich zuständige Gericht vereinbart.

(2) Die Kosten der Errichtung dieser Vereinbarung, eventuell damit verbundene Steuern und Gebühren, insbesondere einer gegebenenfalls zu leistenden Umsatzsteuer in der gesetzlichen Höhe, sowie für eventuell erforderliche Vermessungen trägt der Grundeigentümer. 

(3) Die gegenständliche Vereinbarung bleibt durch eine Rechtsnachfolge auf Seiten des Grundeigentümers unberührt. Eine Übertragung der Verbindlichkeiten des Grundeigentümers an andere Personen bedarf in jeden Fall der ausdrücklichen Zustimmung der Gemeinde XX. Rechtsnachfolgen auf Seiten der Gemeinde XX regelt das Gesetz.

(4) Die einvernehmliche Auflösung oder Abänderung dieser Vereinbarung bleibt den Vertragspartnern zu jedem Zeitpunkt unbenommen.


VIII. BESCHLUSS DES GEMEINDERATS

Diese Vereinbarung wurde in der Sitzung des Gemeinderats der Gemeinde xx vom xx.xx.xxxx … beschlossen.



Gemeinde XX……, am …….			Bürgermeister der Gemeinde XX


Herr/Frau XY (Grundeigentümer)



ANLAGE 1: Betroffene Grundfläche/n;
ANLAGE 2: Planliche Darstellung der bestehenden Hauptgebäude (Wohn- oder Betriebsgebäude)
ANLAGE 3: Geltende Planungsakte der Gemeinde XX;
ANLAGE 4: Angeregte Änderung der geltenden Planungsakte;
ANLAGE 5: Aufstellung und Schätzung der Ausgleichszahlung sowie der Kosten für die Beiziehung eines Sachverständigen und Kosten für die Ausarbeitung der Pläne. 



 

